
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Stadt Wetzlar, Gemarkung Wetzlar 
 

Bebauungsplan Nr. 297 
 

„Am Lahnberg“ 
 

1. Änderung 
 

 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anre-
gungen (Frist bis zum 18.11.2016). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wetzlar und Linden, den 09.12.2016 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB  
 
Stellungnahmen mit Anregungen  

Hessen-Forst, Forstamt Wetzlar (10.11.2016) 
Kreisausschuss Lahn-Dill-Kreis, FD Landwirtschaft und Forsten (31.10.2016) 
Kreisausschuss Lahn-Dill-Kreis, FD Wasser und Bodenschutz (01.11.2016) 
Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (24.03.2016) 
Regierungspräsidium Gießen (18.11.2016) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
 
Im Rahmen der Entwurfsoffenlegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sind keine Stellung-
nahmen von der Öffentlichkeit eingegangen. 
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Hessen-Forst, Forstamt Wetzlar (10.11.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im Rahmen der angesprochenen Stellungnahme vom 06.04.2016 zum Vorentwurf 
des Bebauungsplanes wurde seitens Hessen-Forst, Forstamt Wetzlar, darauf hinge-
wiesen, dass dem Plangebiet in südwestlicher Richtung hin Wald i.S.d. § 2 Hessi-
sches Waldgesetz vorgelagert ist (Privatwald auf den Parzellen Gemarkung Wetzlar, 
Flur 32, Flurstücke 66, 67, 128/6 und 7/4). Zur Vermeidung von Gefahren durch 
umstürzende Bäume wurde aufgrund der Bestockung, der Ertragslage und der To-
pografie ein Waldabstand von der südwestlichen Baugrenze des Plangebietes hin zu 
den bereits bestehenden Waldflächen von 20 m für erforderlich gehalten. Von daher 
wurde angeregt, die Baugrenze zur Vermeidung von Gefahren sowie zur Vermei-
dung von Bewirtschaftungserschwernissen der angrenzenden Waldflächen entspre-
chend zurückzunehmen.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, der Anregung zur Rücknahme der 
Baugrenzen zur Einhaltung eines Waldabstandes wird jedoch nicht entsprochen. 

1. 
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 Die Lage der südwestlichen Baugrenze innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 
entspricht den bisherigen Festsetzungen des rechtwirksamen Bebauungsplanes 
Nr. 297 „Am Lahnberg“ von 2006 und wird im Zuge der vorliegenden 1. Änderung 
des Bebauungsplanes unverändert übernommen. Zu den Privatwaldflächen in der 
Flur 32 besteht durch den seitlichen Grenzabstand der Baugrenze sowie der vorge-
lagerten Verkehrsfläche bereits ein räumlicher Abstand von mehr als 10 m, der somit 
zwar unterhalb der angeregten 20 m liegt, jedoch besteht für die Forderung eines 
Waldabstandes seit der Novellierung der Hessischen Bauordnung (HBO) 2002 keine 
Rechtsgrundlage mehr. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht dem-
nach kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
Ferner wurde darauf hingewiesen, dass die Erschließungsstraße (Flurstück 132/7 in 
der Verlängerung der Straße Am Feldkreuz) auch weiterhin für Zwecke des Wald-
schutzes als auch für forstbetriebliche Zwecke (z.B. Holzabfuhr, Holzernte) genutzt 
werden muss. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Zum Entwurf des Bebau-
ungsplanes wurde bereits ein entsprechender Hinweis in die Planunterlagen aufge-
nommen. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein 
weiterer Handlungsbedarf, da die Nutzung der Verkehrsfläche bauplanungsrechtlich 
nicht eingeschränkt wird. 
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Kreisausschuss Lahn-Dill-Kreis, FD Landwirtschaft und Forsten (31.10.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, an der Planung wird je-
doch nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB in der bisherigen 
Form weiterhin festgehalten. 
 
Der naturschutzrechtliche Ausgleich für den durch den ursprünglichen Bebauungs-
plan Nr. 297 von 2006 bauplanungsrechtlich vorbereiteten Eingriff in Natur und 
Landschaft sowie für die jetzt vorgenommene Überplanung der festgesetzten inter-
nen Ausgleichsflächen wird durch die Festsetzung externer Ausgleichsflächen neu 
geregelt. Dies umfasst in der Gemarkung Wetzlar, Flur 31, die Flurstücke 155/8, 
156/8 und 157/8 mit einer Größe von insgesamt rd. 0,3 ha, die als Flächen für Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB mit dem Entwicklungsziel „Streuobstwiese 
mit regionaltypischer Wiesen-Neueinsaat“ festgesetzt werden. Derzeit bestehen die 
Ausgleichsflächen aus Grünland, Laubgehölzen und einer Brennnesselflur. Zum 
Ausgleich wird ferner in der Gemarkung Dutenhofen, Flur 25, das Flurstück 11, mit 
einer Größe von 1.497 m² als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
mit dem Entwicklungsziel „Extensivgrünland“ festgesetzt. Derzeit besteht die Aus-
gleichsfläche aus mäßig-intensivem Grünland. Die Grundstücke befinden sich jeweils 
in privatem Eigentum und gehen auch künftig nicht in städtisches Eigentum über. Die 
Pflicht zur Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen wird über einen städtebaulichen 
Vertrag gemäß § 11 BauGB zwischen der Stadt Wetzlar und der Planungsgemein-
schaft Vor der Warte, seitens derer die für den Ausgleich vorgesehenen Flurstücke 
bereits erworben wurden, einschließlich deren Rechtsnachfolger in der erforderlichen 
Form gesichert. Hierbei wird nicht verkannt, dass es sich bei den gewählten Aus-
gleichsflächen zur Neuregelung des naturschutzrechtlichen Ausgleichs um landwirt-
schaftlich genutzte Flächen handelt.  
 

1. 

2. 
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Da jedoch im Zuge der vorliegenden Planung weder eine Zuordnung von Ökopunk-
ten aus dem städtischen Ökokonto, noch der Zukauf von Ökopunkten aus anderwei-
tigen Ökokonten erfolgen sollte, wurden verschiedene Flächen hinsichtlich ihrer 
naturschutzfachlichen Eignung geprüft, die der Stadt Wetzlar von den Eigentümern 
bereits als mögliche Ausgleichsfläche angeboten wurden. Im Ergebnis wurden nun-
mehr die o.g. Flächen der vorliegenden Planung zugeordnet. Eine abwägungserheb-
liche Beeinträchtigung öffentlicher und privater Belange der Landwirtschaft ist im 
Zuge der Planung jedoch nicht zu erwarten, zumal die Flächen in ihrer Größe insge-
samt begrenzt sind und bislang auch keiner intensiven landwirtschaftlichen Nutzung 
unterlagen. Darüber hinaus werden die Flächen künftig einer landwirtschaftlichen 
Nutzung nicht gänzlich entzogen, sondern die Bewirtschaftung wird letztlich nur in 
vergleichsweise extensiverer Form erfolgen. 
 
 
Zu 2: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Einzelheiten der Bewirtschaftung des Flurstückes 11, Flur 25, Gemarkung 
Dutenhofen, werden im o.g. städtebaulichen Vertrag im Einzelnen geregelt und hier-
bei auch die sonstigen Erfordernisse insbesondere im Zusammenhang mit der Si-
cherstellung einer weiterhin möglichen Bewirtschaftung umliegender Flächen hinrei-
chend berücksichtigt. Darüber hinaus wird auf die vorgenannten Ausführungen unter 
Punkt 1 verwiesen. 
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Kreisausschuss Lahn-Dill-Kreis, FD Wasser und Bodenschutz (01.11.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und wurde zur weitergehenden 
Berücksichtigung bereits zum Vorentwurf in die Begründung zum Bebauungs-
plan aufgenommen. 
 

1. 
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Zu 2: Der Anregung wird entsprochen.  
 
Die Ausführungen in der Begründung zum Bebauungsplan werden redaktionell ent-
sprechend angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. 
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 Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (24.03.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Bereits zum Vorentwurf des Bebauungsplanes waren entsprechende Hinweise zur 
Lage des Plangebietes innerhalb eines ehemaligen Bombenabwurfgebietes sowie 
auf die diesbezüglichen Vorgaben und Anforderungen in den Planunterlagen enthal-
ten. Darüber hinaus wurden die Hinweise zum Entwurf des Bebauungsplanes bereits 
ergänzt und aktualisiert. Der als Anlage zur Stellungnahme beigefügte Übersichts-
plan wird in die Begründung zum Entwurf des Bebauungsplanes aufgenommen und 
Bestandteil der Verfahrensunterlagen zur Aufstellung des Bebauungsplanes. Auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer Hand-
lungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. 
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Anlage zum Schreiben Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst 
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Regierungspräsidium Gießen (18.11.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im Rahmen der angesprochenen Stellungnahme vom 07.04.2016 zum Vorentwurf 
des Bebauungsplanes wurden seitens der Oberen Landesplanungsbehörde keine 
Anregungen oder Bedenken zur vorliegenden Planung geäußert. 
 
 
 

1. 
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Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf; die Belange des Bodenschutzes wurden insbesondere im Rahmen 
der Umweltprüfung in der fachlich gebotenen Form berücksichtigt. Zudem wurden 
entsprechende Hinweise zur Berücksichtigung bei der Bauausführung und Erschlie-
ßung in die Planunterlagen aufgenommen. 
 
 
 
Zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im Rahmen der angesprochenen Stellungnahme zum Vorentwurf des Bebauungs-
planes wurde seitens der Bergaufsicht darauf hingewiesen, dass bei der Errichtung 
von Nebenanlagen im Bereich über dem Stollen, eine größere Gefahr von setzungs-
bedingten Schädigungen besteht. Außerdem wurde darauf hingewiesen, dass eine 
Errichtung von Geothermie-Sonden im Planungsbereich wegen des Altbergbaus 
nicht für genehmigungsfähig gehalten wird. Die Hinweise wurden zur weitergehen-
den Berücksichtigung bereits in die Planunterlagen zum Entwurf des Bebauungspla-
nes aufgenommen. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber 
hinaus kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
 
 
 

2. 

3. 
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Zu 4: Der Anregung wird entsprochen. 
 
 
Zu 5: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im Rahmen der Stellungnahme zum Vorentwurf des Bebauungsplanes wurde sei-
tens der Oberen Forstbehörde darauf hingewiesen, dass die Änderung des Bebau-
ungsplanes forstliche Belange betrifft, da sich außerhalb des Geltungsbereiches im 
Südwesten (Flur 32, Flurstücke 66, 67, 128/6 und 7/4) Wald i.S.d. § 2 Hessisches 
Waldgesetz befindet und der zu geringe Sicherheitsabstand zwischen den Gehölzen 
auf diesen Flurstücken und der geplanten Baugrenzen Gefahren für Mensch und 
Bauwerk (umstürzende Bäume) birgt. Daher wurde empfohlen, die Baugrenze paral-
lel zum Waldrand mit einer ausreichenden Entfernung (25 m) zu legen.  
 
Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen, der Anregung zur Rücknahme der 
Baugrenzen zur Einhaltung eines Waldabstandes wird jedoch weiterhin nicht ent-
sprochen. Die Lage der südwestlichen Baugrenze innerhalb des Allgemeinen Wohn-
gebietes entspricht den bisherigen Festsetzungen des rechtwirksamen Bebauungs-
planes Nr. 297 „Am Lahnberg“ von 2006 und wird im Zuge der vorliegenden 
1. Änderung des Bebauungsplanes unverändert übernommen. Zu den Privatwaldflä-
chen in der Flur 32 besteht durch den seitlichen Grenzabstand der Baugrenze sowie 
der vorgelagerten Verkehrsfläche bereits ein räumlicher Abstand von mehr als 10 m, 
der somit zwar unterhalb der angeregten 25 m liegt, jedoch besteht für die Forderung 
eines Waldabstandes seit der Novellierung der Hessischen Bauordnung (HBO) 2002 
keine Rechtsgrundlage mehr. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht 
demnach kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
 
Zu 6: Der Anregung wird entsprochen. 
 
In den Bebauungsplan wird eine entsprechende textliche Zuordnungsfestsetzung 
aufgenommen. Da es sich hierbei nur um eine, die Ausführungen im Umweltbericht 
klarstellende Festsetzung ohne neuerlichen Regelungsgehalt handelt, wird hierdurch 
keine erneute Offenlegung nach § 4a Abs. 3 BauGB erforderlich. 
 

4. 

5. 

6. 


